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Der Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartementes, H. Häberlin, 
an den Vorsteher des Politischen Departementes, G. Motta

S  handschriftlich Bern, 30. Mai 1925

M it der Anregung der italienischen Regierung, zur Abw ehr der kom m unisti­
schen Internationale den polizeilichen N achrichtendienst intensiver zu gestalten 
und auch möglichst direkte Inform ationen zu ermöglichen, sind wir durchaus ein­
verstanden, wie wir das auch gegenüber Frankreich e rk lä r t1 und in die Praxis 
um gesetzt haben.

Dagegen ist es wohl gut, wenn von Anfang an mit aller Deutlichkeit zu verste­
hen gegeben wird, dass wir unter «kom m unistisch» nicht «antifascistisch» verste­
hen. Ebenso m uss unbedingt daran festgehalten werden, dass wir alle polizeili­
chen Funktionen in unserem  Lande durch eigene O rgane ausüben lassen und 
fremde Polizeiorgane, offizielle oder geheime, nur ausnahm sw eise und nach vor­
heriger Anmeldung bei uns empfangen. Wir wollen keine heilige Allianz.

1. Vgl. Nr. 18 und Nr. 30.
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1173. Conférence internationale des arm em ents

Département politique. Verbal

Le chef du D épartem ent politique expose que, la Conférence internationale 
pour le trafic des arm es et des munitions tirant à sa fin, il a été décidé d ’insérer 
dans l’acte final une résolution réprouvant la guerre chimique et bactériologique, 
dont la com m ission de coordination a été chargée d’établir le texte. La délégation 
suisse, d ’accord au fond avec la résolution, trouve cependant le projet de la com ­
mission trop peu précis, et désirerait le rem placer par un autre texte, consta tant 
notam m ent que les moyens de guerre en question sont déjà prohibés en principe 
par le droit des gens.

Toutefois, le D épartem ent politique se dem ande si, étant donné qu’on est 
tom bé d ’accord sur le fond, il est opportun et s’il vaut la peine de risquer de p ro ­
voquer des divergences de vue en présentant un contre-projet. Il a donc l’inten­
tion de donner pour instruction à la délégation d ’agir avec prudence et réserve, de
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ne présenter son projet de résolution que si elle est convaincue qu’il a des chances 
sérieuses d'être adopté et d’éviter en tout état de cause de se mettre en opposition  
avec les autres délégations.

Cette com m unication est approuvée

A N N E X
E 2001(B) 8/38

B E R I C H T  A N  D E N  B U N D E S R A T  Ü B E R  D I E  K O N F E R E N Z  
F Ü R  D I E  K O N T R O L L E  D E S  I N T E R N A T I O N A L E N  H A N D E L S  

M I T  W A F F E N ,  M U N I T I O N  U N D  K R I E G S M A T E R I A L  
( G E N F ,  4 . MA I  BIS 1 7 . J UN I  1925)2

Bern, 31. Oktober 1925
/ . . . /

In den ersten Instruktionen, die der schweizerischen Delegation erteilt wurden, konnte ein Pro­
blem noch nicht berührt werden, das auf der Tagesordnung der Konferenz nicht figurierte, das in­
dessen immer mehr in den Mittelpunkt der Verhandlungen gerückt werden sollte: dasjenige des Ver­
botes des Kampfes mit chemischen und bakteriologischen Kriegsmitteln. Bereits in der Sitzung vom 
7. Mai stellte die Delegation der Vereinigten Staaten den Antrag, unter Berufung auf die Klausel des 
Konventionsentwurfes die von den völkerrechtlich «verbotenen Waffen» handelte, die Ausfuhr von 
erstickenden Gasen gänzlich und in aller Form zu untersagen. Daran schloss sich ein polnischer An­
trag, dieses Ausfuhrverbot auf bakteriologische Kriegsmittel auszudehnen. Es war offensichtlich, 
dass der von den Vereinigten Staaten ursprünglich eingebrachte Vorschlag bloss eine Seite des Pro­
blems des Verbotes von Stickgasen und ähnlichen Giften berührte und namentlich die Stocks von 
Giftgasen der Produktionsländer nicht betraf Dieser Umstand rief naturgemäss Einwendungen sei­
tens der Staaten, die ein gänzliches Verbot des chemischen Krieges begrüsst hätten, aber gegen ein 
blosses Ausfuhrverbot von Gift- und Stickgasen Bedenken haben mussten. Andererseits erschien es 
zu Beginn der Konferenz verschiedenen Delegationen als fraglich, ob anlässlich der Regelung einer 
so speziellen Materie wie der Kontrolle des Waffen und Munitionshandels die völkerrechtliche Defi­
nition unerlaubter Kriegswaffen unternommen werden könne.

Das allgemeine Interesse, bei Gelegenheit der Konferenz, die neben dem Grossteil der Völker­
bundsmitglieder auch die Vertreter der Vereinigten Staaten und Deutschlands umfasste, den chemi­
schen und bakteriologischen Krieg formell zu untersagen, überwog indessen. Die schweizerische 
Delegation wandte diesem Problem von Anfang an ihre besondere Aufmerksamkeit zu und ersuchte 
demgemäss den Bundesrat um eine ergänzende Instruktion. Mit Bundesratsbeschluss vom 26. M ai3 
wurde die Abordnung ermächtigt, «die Vorschläge zu unterstützen, die, im Rahmen der Waffenhan­
delskonvention, auf eine Bekräftigung des völkerrechtswidrigen Charakters der Gift- und Stickgase 
abzielen würden». Inzwischen hatten sich der juristische Ausschuss und das militärisch-technische 
Komitee mit der Ausarbeitung eines Resolutionsentwurfes beschäftigt. Im letztem Komitee hatte die 
amerikanische Delegation einen erweiterten Antrag eingebracht, der neben dem Exportverbot die 
Forderung des Verbotes der Verwendung der Gase enthielt. Dieser Vorschlag wurde indessen im 
technischen Ausschuss als zu weitgehend angesehen. Ein gemeinsamer Antrag der polnischen, ita­
lienischen und englischen Delegationen zielte auf die blosse Verschiebung der Angelegenheit auf eine 
spätere Konferenz ab. Demgegenüber machte der schweizerische Vertreter in der militärisch-tech­
nischen Kommission die Anregung, in der Schlussakte festzustellen, dass die chemischen und

1. In ihrem Schlussbericht an den Bundesrat vom 31.10.1925 schilderte die schweizerische Dele­
gation ihr Vorgehen in der Gaskriegsfrage. Auszug aus dem Bericht (S. 16-19) als Annex abge­
druckt.
2. Unterzeichnet von: E. Lohner und E. Müller.
3. Vgl. Nr. 53.
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bakteriologischen Kampfmittel zu denjenigen gehören, die völkerrechtlich als verboten zu betrachten 
sind -  ein Antrag, der die Weiterbehandlung der Angelegenheit in spätem Konferenzen nicht aus­
schloss. Schliesslich wurde indessen von der technischen Kommission der in verschiedenen Punkten 
abgeänderte polnisch-italienisch-englische Antrag angenommen; der schweizerische Delegierte zog 
seinen Antrag zurück unter dem Vorbehalt, dass eine Abordnung in der allgemeinen Kommission 
auf die Angelegenheit zurückkommen werde.

Die Verhandlungen in der allgemeinen Kommission erwiesen bald, dass die Vorlagen sowohl des 
militärisch-technischen Ausschusses, sowie auch des juristischen Komitees, die sich im wesentlichen 
auf den Wunsch beschränkten, dass die Verwendung der chemischen und bakteriologischen Kriegs­
mittel allgemein als verboten erklärt werden möchten, nicht als befriedigend angesehen werden 
konnten. Gestützt auf die Ausführungen ihrer Vertreter in den beiden Unterkommissionen begrün­
dete daher die schweizerische Delegation in eingehender Weise einen vermittelnden Antrag. Dieser 
Vorschlag gipfelte darin, einerseits durch die Konferenz feststellen zu lassen, dass die Waffen des 
chemischen und bakteriologischen Krieges bereits völkerrechtlich verboten seien; andererseits sollte 
die Erwartung ausgesprochen werden, dass in einer Universalkonvention die Einzelheiten der 
Durchführung des Verbotes des chemischen und bakteriologischen Krieges umschrieben werden 
sollten. Der schweizerische Antrag, der von I.ationalrat Lohner in der Sitzung vom 5. Juni dargelegt 
wurde, fand die Unterstützung mehrerer Delegationen, namentlich derjenigen Japans und der Nie­
derlande.

Vor die Wahl gestellt, sich für den Kommissionsantrag oder unsern Vorschlag zu entscheiden, 
hätte die Konferenz wohl letzterem den Vorzug gegeben. Indessen war, als die allgemeine Debatte 
über den chemischen Krieg einsetzte, die Delegation der Vereinigten Staaten ermächtigt worden, 
noch präzisere Vorschläge zu machen, als sie ursprünglich annehmen zu können glaubte. Sie bean­
tragte daher, ein besonderes, von der Waffenhandelskonvention gänzlich getrenntes Protokoll zur 
Unterschrift aufzulegen, dessen Wortlaut der Fassung des Artikels 5 der Washingtoner Konvention 
vom 6. Februar 1922 folgen sollte. Die Konferenz sprach sich schliesslich für diese Lösung aus, der 
wir uns natürlich, da sie einen positiven Schritt bedeutete, ebenfalls anschliessen konnten. Obschon 
das Protokoll über den chemischen und bakteriologischen Krieg, dem die Konferenz ihre Genehmi­
gung erteilte, ein sicher erfreuliches Resultat darstellt, wäre es u. E. freilich vorzuziehen gewesen, 
wenn ausser dem grundsätzlichen Verbot der Verwendung chemischer Angriffsmittei auch ein Ver­
bot der Vorbereitung des chemischen Krieges in Aussicht genommen worden wäre. Dies hätte Ge­
genstand einer besonderen vertraglichen Regelung sein müssen, wie dies in dem Vorschlag des 
militärisch-technischen Komitees der Konferenz, oder auch in unserem Antrage vorgesehen war.
/ . . . /
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1268. Conclusion entre la Suisse et l’Egypte 
d’un traité d’amitié et d’un accord commercial

Département politique. Proposition du 8 juin 1925

La création d’un Consulat général de Suisse au Caire, dont la nécessité est re­
connue depuis de nombreuses années, dépend de la possibilité d’assurer, par une

1. Abwesend: Haab.
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